
Satzung der Carl Zeiss Meditec AG mit Bescheinigung nach § 181 Aktiengesetz 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma Carl Zeiss Meditec AG. 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Jena. 

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft endet am 30. September. 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, die Herstellung und der Vertrieb 

von Produkten und Systemen sowie die Erbringung von Dienstleistungen für die Diag-

nostik und Therapie auf dem Gebiet der Medizintechnik. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte zu tätigen, die dem Gesellschaftszweck 

unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann gleichartige oder ähnliche 

Unternehmen im In- und Ausland erwerben, sich an solchen unmittelbar oder mittelbar 

beteiligen, die Geschäftsführung und Vertretung anderer Unternehmen übernehmen, 

andere Unternehmen gründen und Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten. 
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Bekanntmachungen und Informationen 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft dürfen auch 

im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. 

Il. GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

§L1 

Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 89.440.570,00 und ist eingestellt in 

89.440.570,00 Stückaktien. 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

(3) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien ist ausgeschlossen. 

(4) Bei Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 AktG ge-

regelt werden. 
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(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 29. März 2027 mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bareinlagen 

und/oder gegen Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR 26.500.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). 

Den Aktionären ist mit den nachfolgenden Einschränkungen ein Bezugsrecht einzu-

räumen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbe-

träge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen für einen 

Betrag von bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Ka-

pitals 2022 oder — falls dieses geringer ist — des bei Beschlussfassung über die Aus-

nutzung des Genehmigten Kapitals 2022 vorhandenen Grundkapitals auszuschlie-

ßen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-

notierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-

gabebetrages, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, nicht 

wesentlich unterschreitet. Auf diese Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf eigene Aktien entfällt, 

die ab Wirksamwerden dieser Ermächtigung in unmittelbarer bzw. sinngemäßer An-

wendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG veräußert werden. 

Der Vorstand ist weiter ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 

Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligun-

gen an Unternehmen oder anderen einlagefähigen Wirtschaftsgütern einschließlich 

Rechten und Forderungen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

auszuschließen. 
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Die vorstehenden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss sind insgesamt auf 

einen Betrag von bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmig-

ten Kapitals 2022 oder — falls dieses geringer ist — des bei Beschlussfassung über die 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022 vorhandenen Grundkapitals beschränkt. 

Auf diese Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 

Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die ab Wirksamwerden dieser Er-

mächtigung in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Akti-

onäre veräußert werden. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und 

ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 

III. VERFASSUNG UND VERWALTUNG DER GESELLSCHAFT 

ORGANE 

Organe der Gesellschaft sind: 

a) Der Vorstand, 

b) der Aufsichtsrat, 

c) die Hauptversammlung. 
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DER VORSTAND 

M 

Zusammensetzung des Vorstands 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Es können stellvertretende Vor-

standsmitglieder bestellt werden. 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt im Rahmen von Ab-

satz 1 ihre Zahl. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen 

stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 

(3) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Mehrheit der an der Beschluss-

fassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst, soweit das Gesetz nicht 

zwingend Einstimmigkeit vorsieht. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsit-

zenden den Ausschlag, wenn der Vorstand aus mehr als zwei Personen besteht. 

§_Z 

Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Vorstands 

(1) Der Vorstand hat zur Regelung der vorstandinternen Zusammenarbeit, insbesondere 

zur Verteilung der Geschäfte, eine Geschäftsordnung zu erlassen, die dem Aufsichtsrat 

zur Zustimmung vorzulegen ist. 
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(2) Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des Vorstandsvorsitzenden, soweit dies rechtlich zu-

lässig ist. 

Gesetzliche Vertretung der Gesellschaft 

(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten 

a) durch ein Vorstandsmitglied, sofern der Vorstand aus einer Person besteht, 

b) durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft 

mit einem Prokuristen, sofern der Vorstand aus mehreren Personen besteht. 

(2) Der Aufsichtsrat kann ein oder mehrere Mitglieder des Vorstands von den Beschrän-

kungen der Mehrvertretung gemäß § 181 BGB befreien. § 112 AktG bleibt unberührt. 

Berichte an den Aufsichtsrat 

Die Berichtspflicht des Vorstands gegenüber dem Aufsichtsrat richtet sich nach den jeweils 

gültigen gesetzlichen Vorschriften. Mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen, die von der 

Gesellschaft beherrscht werden, werden hinsichtlich der Berichtspflicht der Gesellschaft 

gleichgestellt. 
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§ 10 

Beschränkungen der Geschäftsführungsbefugnis des Vorstands 

(1) Der Vorstand ist der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen einzu-

halten, die die Satzung, der Aufsichtsrat, die Hauptversammlung, der Dienstvertrag 

und die Geschäftsordnungen des Vorstands und des Aufsichtsrates für die Geschäfts-

führungsbefugnis getroffen haben, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

(2) Der Vorstand bedarf für die in der jeweils gültigen Geschäftsordnung des Vorstandes 

aufgeführten Maßnahmen der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

DER AUFSICHTSRAT 

§11  

Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. Davon werden sechs Mitglieder von der 

Hauptversammlung und sechs Mitglieder von den Arbeitnehmern gemäß den Bestim-

mungen des Mitbestimmungsgesetzes 1976 gewählt. 

(2) Die Wahl erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei 

wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptver-

sammlung kann für Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere 

Amtszeit bestimmen. Eine Wiederwahl ist möglich. 

(3) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder mehrere bestimmte 

Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre Ersatzmitglieder bestellt werden. Sie werden 
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nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrates, 

wenn Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre, als deren Ersatzmitglieder sie gewählt wur-

den, vor Ablauf ihrer Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden, ohne dass ein Nach-

folger bestellt ist. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, so erlischt 

sein Amt, sobald die Hauptversammlung mit einer Mehrheit von % der abgegebenen 

Stimmen einen Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied gewählt hat, 

spätestens mit Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. War das infolge 

der Nachwahl ausgeschiedene Ersatzmitglied für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmit-

glieder bestellt worden, lebt seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf; unter mehre-

ren bestellten Ersatzmitgliedern tritt es in der Reihenfolge an die erste Stelle. Die Wahl 

von Ersatzmitgliedern für die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer richtet sich nach 

dem Mitbestimmungsgesetz 1976; ihre Amtszeit besteht für den Rest der Amtsdauer 

des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(4) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Mitglieds ge-

wählt, so besteht sein Amt, soweit bei der Wahl keine kürzere Amtszeit bestimmt wird, 

für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(5) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrates können ihr Amt durch eine 

an dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder an den Vorstand zu richtende schriftliche 

Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen. Die Möglichkeit 

der Niederlegung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung dieser First bleibt unberührt, 

sofern sie nicht zur Unzeit erfolgt. 

Seite 8 



§12 

Vorsitzender des Aufsichtsrates und sein Stellvertreter 

(1) Im Anschluss an eine Hauptversammlung, zu deren Ende die Arbeitnehmervertreter 

turnusmäßig ausscheiden, findet eine Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer beson-

deren Einladung nicht bedarf. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat unter Vorsitz des 

an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds aus seiner Mitte den Vorsitzenden des 

Aufsichtsrates und seinen Stellvertreter nach Maßgabe des § 27 Abs. 1 und 2 des 

Mitbestimmungsgesetzes 1976. Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertre-

ters entspricht, soweit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer 

Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrates. 

(2) Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser 

verhindert ist. Das Zweitstimmenrecht steht dem Stellvertreter in keinem Fall zu. 

(3) Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder sein Stellvertreter während seiner 

Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl für die restliche 

Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. Bei einem vorzeitigen Ausscheiden des 

Aufsichtsratsvorsitzenden erfolgt die Einberufung des Aufsichtsrates durch den Stell-

vertreter. 

(4) Ein Widerruf der Wahl des Vorsitzenden oder seiner Stellvertreter ist nur aus wichtigem 

Grund zulässig. Als wichtiger Grund gilt auch, wenn der Vorsitzende oder sein Stell-

vertreter auf Dauer verhindert ist, sein Amt auszuüben. Für den Widerruf der Wahl des 

Vorsitzenden und des nach dem Mitbestimmungsgesetz gewählten Stellvertreters gel-

ten die Bestimmungen über ihre Wahl entsprechend. 

Seite 9 



§13 

Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrates 

(1) Der Aufsichtsrat hat zu jeder Zeit das Recht, die gesamte Geschäftsführung des Vor-

standes zu überwachen und demgemäß alle Bücher und Schriften sowie die Vermö-

gengegenstände der Gesellschaft einzusehen und zu prüfen. Er kann dabei auch 

Sachverständige mit der Wahrnehmung bestimmter Aufgaben beauftragen. 

(2) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat laufend in dem vom Gesetz und der Satzung fest-

gelegten Umfang zu berichten. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat Berichte über 

Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre rechtlichen und geschäftlichen Beziehun-

gen zu verbundenen Unternehmen sowie über geschäftliche Vorgänge bei diesen Un-

ternehmen, die für die Gesellschaft von erheblicher Bedeutung sein können, verlangen. 

14 

Willenserklärungen des Aufsichtsrates 

(1) Willenserklärungen des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse werden namens des 

Aufsichtsrates durch den Vorsitzenden abgegeben. 

(2) Ständiger Vertreter des Aufsichtsrates gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber 

Gerichten und Behörden sowie gegenüber dem Vorstand, ist der Vorsitzende. 
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§15 

Geschäftsordnung 

Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben und kann sich bei der Wahrnehmung 

seiner Aufgaben der Unterstützung sachverständiger Personen bedienen. Der Aufsichtsrat 

kann zu seinen Sitzungen Sachverständige und Auskunftspersonen hinzuziehen. 

§16 

Sitzungen/Einberufung 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates 

mit einer Frist von 14 Tagen unter Bestimmung des Ortes, der Zeit und der Form der 

Sitzung in Textform einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Ab-

sendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fäl-

len kann der Vorsitzende diese Frist angemessen verkürzen und mündlich, telefonisch 

oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel einberufen; zwischen 

Einladung und Sitzungstag sollen stets mindestens drei Tage liegen. 

(2) Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen. 

(3) Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates geführt. Der Vorsitzende 

des Aufsichtsrates kann eine einberufene Sitzung vor der Eröffnung vertagen. 
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$17 

Beschlussfassung 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Beschluss-

fassungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates auch in einer 

Telefon- oder Videokonferenz oder außerhalb von Sitzungen durch mündliche, fern-

mündliche, schriftliche, oder in Textform übermittelter Stimmabgaben erfolgen; der Vor-

sitzende des Aufsichtsrates kann auch eine Mischform der Beschlussfassung anord-

nen, bei der Aufsichtsratsmitglieder persönlich oder mittels elektronischer Zuschaltung 

an der Sitzung teilnehmen und andere Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme fernmünd-

lich, schriftlich oder in Textform übermitteln. Ein Widerspruchsrecht der übrigen Auf-

sichtsratsmitglieder gegen eine der vorgenannten Arten der Beschlussfassung besteht 

nicht. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß gela-

den sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu beste-

hen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Be-

schlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält, Mitglieder, 

die durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschaltet sind, gelten als anwesend. Die 

nachträgliche Stimmabgabe eines abwesenden Mitglieds ist möglich, wenn sie von al-

len anwesenden Mitgliedern zugelassen wurde. 

(3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an der Beschlussfassung des Aufsichtsra-

tes dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche 

Stimmabgaben überreichen lassen. Als schriftliche Stimmabgabe gilt auch eine durch 

Telefax oder mittels elektronischer Medien übermittelte Stimmabgabe. 
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(4) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst, soweit das Gesetz, insbesondere in den §§ 27, 29 Abs. 2, 31 und 32 Mitbe-

stimmungsgesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. Das gilt auch bei Wahlen. 

Im Falle der Stimmengleichheit stehen dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates bei einer 

erneuten Abstimmung, wenn auch diese Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen zu. 

Auch die zweite Stimme kann gemäß Absatz 3 abgegeben werden. 

(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates sind Niederschriften an-

zufertigen. 

§18 

Ausschüsse 

(1) Unmittelbar nach Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der Auf-

sichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 Mitbestimmungsgesetz bezeichneten 

Aufgaben einen Ausschuss, dem der Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie je ein von 

den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer und der Aktionäre mit der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen gewähltes Mitglied angehören. 

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Ausschüsse bilden und ihnen in seiner 

Geschäftsordnung oder durch besonderen Beschluss Aufgaben und Entscheidungs-

befugnisse übertragen. Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende einem Ausschuss an und 

ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmengleichheit, so hat er bei einer erneuten 

Abstimmung, wenn auch diese Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen. 
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§19 

Vergütung des Aufsichtsrates 

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit eine feste jährliche Vergütung in 

Höhe von EUR 30.000,00 je Mitglied. Der Vorsitzende erhält das Doppelte, der stell-

vertretende Vorsitzende und der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhalten das 

Eineinhalbfache dieses Betrages. 

(2) Aufsichtsratsmitglieder, die zugleich einem Ausschuss angehören, erhalten zusätzlich 

eine jährliche Vergütung in Höhe von EUR 5.000,00. Die Mitglieder des Nominierungs-

ausschusses, der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sowie der Vorsitzende und 

der stellvertretende des Präsidial- und Personalausschusses erhalten für ihre Tätigkeit 

in diesen Ausschüssen keine zusätzliche Vergütung; Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten die ihnen entstandenen Auslagen ersetzt. 

Für die Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrats erhält jedes teilnehmende Auf-

sichtsratsmitglied ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 1.000,00. Entsprechendes gilt für 

die Teilnahme an Sitzungen eines Ausschusses. Als Teilnahme an einer Sitzung gilt 

auch die Teilnahme an einer telefonisch oder per Videokonferenz abgehaltenen Sit-

zung bzw. die Sitzungsteilnahme per Telefon- oder Videoeinwahl. 

(4) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern zusätzlich eine etwaige auf ihre 

Vergütung entfallende Umsatzsteuer. 
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20 

D&O-Versicherung 

Zu Gunsten der Mitglieder des Aufsichtsrats kann die Gesellschaft eine D&O-Versicherung mit 

einem angemessenen Versicherungsschutz abschließen. 

§21  

Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer bundesdeutschen 

Gemeinde mit mehr als 50.000 Einwohnern statt. 

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschrie-

benen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 

(3) Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage vor dem Tage der Versammlung ein-

zuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht 

mitzurechnen. 

22 

Teilnahmerecht 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

die Aktionäre berechtigt, die sich unter Nachweis ihres Anteilsbesitzes zur 
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Hauptversammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter 

der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform und in deutscher oder 

englischer Sprache mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wo-

bei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind. 

(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des 

Stimmrechts ist nachzuweisen. Hierfür ist ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform 

durch den Letztintermediär gemäß den rechtlichen Anforderungen erforderlich. Der 

Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Haupt-

versammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung 

mitgeteilten Adresse mindestens 6 Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei 

der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind. Im 

Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder für 

die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis form- und fristge-

recht erbracht hat. 

23 

Stimmrecht 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigten gegenüber der Ge-

sellschaft bedürfen der Textform; in der Einberufung der Hauptversammlung kann eine 

Erleichterung für die Formwahrung bestimmt werden. 
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24 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein 

anderes von ihm zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigenvertreter. Im 

Falle der Verhinderung des zum Versammlungsvorsitzeden bestimmten Aufsichtsrats-

mitgliedes wählen die in der Hauptversammlung anwesenden Aufsichtsratsmitglieder 

der Anteilseignervertreter den Versammlungsvorsitzenden. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und bestimmt die Reihenfolge der Verhand-

lungsgenstände sowie Art und Form der Abstimmung. 

(3) Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen 

beschränken. 

25 

Beschlussfassung der Hauptversammlung 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der einfachen Mehrheit der abgege-

benen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorschreibt. In den 

Fällen, in denen das Gesetz eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen 

Grundkapitals erfordert, genügt, sofern nicht durch Gesetz eine größere Mehrheit zwin-

gend vorgeschrieben ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals. 

(2) Im Falle der Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht 

wird, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die die höchsten 
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Stimmzahlen erhalten haben. Bei gleicher Stimmzahl im zweiten Wahlgang entschei-

det das Los. 

§ 25a 

Virtuelle Hauptversammlung 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Hauptversammlungen, die bis zum 

22. März 2028 stattfinden, als virtuelle Hauptversammlung nach § 118a AktG abgehal-

ten werden. Die Regelungen in dieser Satzung betreffend die Einberufung und Durch-

führung der Hauptversammlung der Gesellschaft gelten entsprechend im Falle einer 

virtuellen Hauptversammlung soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vor-

sieht oder in dieser Satzung ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Den Mitgliedern des Aufsichtsrates, ausgenommen dem Versammlungsleiter, ist eine 

Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung 

gestattet. 

IV. JAHRESABSCHLUSS UND VERWENDUNG DES BILANZGEWINNES 

§ 26 

Jahresabschluss und Entlastung der Organmitglieder 

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresab-

schluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebe-

richt für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Aufsichtsrat sowie dem 

vom Aufsichtsrat beauftragten Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Zugleich hat 
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der dem Aufsichtsrat seinen Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinns vor-

zulegen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat über das Ergebnis seiner Prüfung der Unterlagen gemäß Abs. 1 

sowie zu dem Ergebnis seiner Prüfung des ihm vorgelegten Berichts des Abschluss-

prüfers über dessen Prüfung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses der 

Hauptversammlung zu berichten. 

(3) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrates hat der Vorstand unverzüglich die 

Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate eines Ge-

schäftsjahres stattzufinden hat. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstands 

und des Aufsichtsrates, über die Wahl des Abschlussprüfers, die Verwendung des Bi-

lanzgewinns, sowie in den gesetzlich vorgesehen Fällen über die Feststellung des Jah-

resabschlusses. 

(4) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses 

den Jahresüberschuss, der nach Abzug in die gesetzliche Rücklage einzustellenden 

Beträge und eines Verlustvortrages verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinn-

rücklagen einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahre-

süberschusses ist nicht zulässig, sofern die anderen Gewinnrücklagen nach der Ein-

stellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden. 

27 

Verwendung des Bilanzgewinns 

Die Hauptversammlung beschließt nach Maßgabe des § 58 Abs. 4 AktG über die Verwendung 

des sich aus dem festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns unter Berück-

sichtigung des dem Aufsichtsrat nach § 19 zustehenden Anteils am Bilanzgewinn. 
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V. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 28 

Satzungsänderungen durch den Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Satzungsänderungen zu beschließen, die nur die Fassung be-

treffen. 

§ 29 

Umwandlungskosten 

Die Gesellschaft trägt die mit der Umwandlung verbundenen Kosten bis zu einem Betrag von 

EUR 100.000,00. 
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UVZ-Nr. H 485 / 2023 

Zu dem vorstehend wiedergegebenen Wortlaut der Satzung der Aktiengesellschaft beschei-

nige ich gemäß § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung 

der Aktiengesellschaft mit dem Beschluss über die Änderung der Satzung der Aktiengesell-

schaft vom 22. März 2023 und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Han-

delsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung der Aktiengesellschaft überein-

stimmen. 

Weimar, 22.03.20 

Prof. Dr. Stefan H 

Notar 
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Weimar, den 27.03.2023

Dr. Robert Mai, Notarvertreter/in
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